
 

 

Handyverbot in der Schule  
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 

wir möchten Ihnen mit Lehrerrat aktuell einige praktische Tipps zur 
täglichen Lehrerratsarbeit geben.  
Mit der heutigen Ausgabe informieren wir Sie über die Möglichkeiten, 
Handyverbote in der Schule auszusprechen. 

 
Grundsätzlich kann kein generelles Verbot ergehen, dass Mobiltele-
fone mit in die Schule gebracht werden können. Die Schülerin/ der 
Schüler hat ein berechtigtes Interesse, ein Mobiltelefon auf dem 
Schulweg zu nutzen, sei es, um mit den Eltern in Kontakt zu treten 
oder in einer Notsituation Hilfe holen zu können.  
 
Jedoch kann die Nutzung des Mobiltelefons in der Schule untersagt 
werden. Die Nutzung eines Mobiltelefons während des Unterrichts ist 
unbestritten eine Störung des Unterrichts und deswegen auch zu un-
terlassen. Während des Unterrichts muss das Mobiltelefon daher 
ausgeschaltet sein, so dass keine Störung durch Anrufe oder Mittei-
lungen erfolgen kann. 
 
Nutzt eine Schülerin oder ein Schüler entgegen eines ausdrücklichen 
Verbotes sein Mobiltelefon während des Unterrichts, so greifen hier 
die Maßnahmen nach § 53 SchulG. Zunächst ist also erzieherisch auf 
die Schülerin bzw. den Schüler einzuwirken. Greifen diese Maßnah-
men nicht, so besteht nach § 53 SchulG zudem die Möglichkeit, das 
Gerät in Gewahrsam zu nehmen, um weitere Störungen zu verhin-
dern. Spätestens jedoch am Ende des Unterrichtstages muss das 
Mobiltelefon zurückgegeben werden, da der Grund der Wegnahme 
dann nicht mehr vorliegt (anders entschied hier das Verwaltungsge-
richt Berlin, dass im Einzelfall die Einbehaltung des Handys über das 

Wochenende für zulässig erklärte Az. VG 3 K 797.15). 
 
 
Problematisch ist die Benutzung des Mobiltelefons während der Pau-
se oder in Freistunden. Auch hier gilt wie schon bei dem Schulweg, 
dass in der Regel keine Störung durch die Benutzung verursacht wird, 
es daher auch keinen Grund gibt, die Benutzung zu verbieten. Wenn 
das Mobiltelefon in der Pause oder der Freistunde doch zu einer Stö-
rung führt, so kann hier analog zur Handhabung im Unterricht ein 
Verbot der Nutzung ausgesprochen werden.  
 
Wenn eine Lehrkraft Mobiltelefone einsammelt, so hat diese die 
Pflicht, die Mobiltelefone sicher aufzubewahren. Wird diese Pflicht 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, liegt eine Amtspflichtverlet-
zung vor, bei der das Land NRW die Lehrkraft nach § 84 LBG in Re-
gress nehmen kann. 
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Grundsätzlich sollte das Thema „Umgang mit Mobiltelefonen in der 
Schule“ in der Lehrerkonferenz besprochen und ein einheitlicher Um-
gang damit vereinbart werden. Wichtig ist in diesem Zusammenhang 
auch die Information der Schülerinnen und Schüler und der Eltern 
über die Grundsätze und mögliche Folgen der Verletzung dieser 
Grundsätze. Der verantwortungsvolle Umgang mit Smartphones ge-
winnt nicht erst durch die aktuelle Debatte um Cybermobbing erheb-
lich an Bedeutung.  
 
VBE-Mitglieder haben täglich die Möglichkeit, sich unter der Telefon-
nummer 0231 425757 0 mit unserer Rechtsabteilung verbinden zu 
lassen. Bei schulfachlichen Fragen steht die stellvertretende Lan-
desvorsitzende Wibke Poth unter der Nummer 0179 7003350 zur 
Verfügung. Darüber hinaus ist dienstags und mittwochs ab 14:00 Uhr 
das Servicetelefon für Mitglieder des VBE unter der Telefonnummer 
0231 433863 zu erreichen.  
Mitglieder finden weitere Informationen auch auf der Rechtsdaten-
bank des VBE.  

Hinweis: 

Der VBE bietet Grund- und Aufbauschulungen für Mitglieder in 
Lehrerräten an. Der geänderte Erlass regelt auch die Durchführung 
von Aufbauschulungen. Da die Basis eine vertragliche Vereinbarung 
mit dem MSB ist, sind unsere Angebote den staatlichen - z. B. durch 
die Kompetenzteams - gleichgestellt. Nutzen Sie die Veranstaltungen 
im Jahr 2018. Dazu laden wir Sie herzlich ein. Ihnen entstehen keine 
Kosten. Ihre Fahrtkosten trägt die Schule, der die verauslagten Rei-
sekosten dann von der Bezirksregierung erstattet werden. Die Teil-
nahme an den Qualifizierungen liegt im besonderen dienstlichen Inte-
resse. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erhalten Sonderurlaub 
gemäß § 26 der Freistellungs- und Urlaubsverordnung. Der besonde-
re Ausnahmefall gemäß § 26 Freistellungs- und Urlaubsverordnung 
ist gegeben. Die Qualifizierungen für Lehrerräte finden jeweils 
von 9.00 Uhr bis 16.30 Uhr statt. Anmeldungen zu unseren Lehrer-
ratsschulungen vor Ort sind jederzeit möglich, klicken Sie auf 
www.vbe-nrw.de oder www.lehrerrat.de . 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Inka Schmidtchen 
Justiziarin VBE NRW 

http://www.vbe-nrw.de/
http://www.lehrerrat.de/

